
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Einnahmen-Überschussrechner: 
Aktuelles zur Zehn-Tage-Regelung

Im Rahmen der Einnahmen-Überschuss-
rechnung sind Betriebsausgaben grund-
sätzlich in dem Jahr anzusetzen, in dem sie 
bezahlt worden sind. Und auch Betriebs-
einnahmen sind dem Jahr der Vereinnah-
mung zuzuordnen. Allerdings gibt es eine 
wichtige Ausnahme: Nach der Zehn-Ta-
ge-Regel des § 11 EStG gehören Zahlungen, 
die innerhalb von zehn Tagen nach Ablauf 
des Jahres geleistet werden, noch zum al-
ten Jahr, wenn es sich a) um regelmäßig 
wiederkehrende Betriebseinnahmen und 
-ausgaben handelt und b) sie wirtschaft-
lich noch dem alten Jahr zuzurechnen sind. 
Nach einer aktuellen Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs setzen regelmäßig wie-
derkehrende Einnahmen und Ausgaben 
aber voraus, dass sie nicht nur kurze Zeit 
nach dem Kalenderjahr gezahlt, sondern 
auch rund um den Jahreswechsel fällig ge-
worden sind (BFH-Urteil vom 16.2.2022, X R 
2/21). Der Kläger ermittelte seinen gewerb-
lichen Gewinn per Einnahmen-Überschus-
srechnung. Er zahlte die Umsatzsteuer für 
die Monate Mai bis Juli 2017 verspätet erst 
am 9.1.2018, machte die Zahlung dennoch 

als Betriebsausgabe für das Streitjahr 2017 
geltend. Das Finanzamt gewährte den Abzug 
nicht. Es meinte, es lägen keine regelmäßig 
wiederkehrenden Ausgaben im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes vor, da die be-
troffene Umsatzsteuer nicht rund um die 
Jahreswende 2017/2018, sondern weitaus 
früher fällig geworden sei. Einspruch und 
Klage hatten keinen Erfolg. Der BFH wies 
die Revision zurück. Zwar handele es sich 
bei Umsatzsteuerzahlungen um regelmä-
ßig wiederkehrende Ausgaben. Der Kläger 
habe die dem Streitjahr 2017 wirtschaftlich 
zuzuordnende Umsatzsteuer auch inner-
halb kurzer Zeit nach dem 31.12.2017 ge-
zahlt. Hinzukommen müsse aber, dass die 
jeweilige Ausgabe auch kurze Zeit vor bzw. 
nach Ende des Jahres der wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit fällig geworden sei. Dies fol-
ge aus dem Zweck des § 11 EStG, der eine 
Ausnahme des ansonsten für die Einnah-
men-Überschussrechnung geltenden Zu- 
bzw. Abflussprinzips darstelle.

Miles and More: Keine Betriebsausgabe 
bei Nutzung von Bonusmeilen

Zahlreiche Unternehmen bieten Kunden-
bindungsprogramme an und schreiben 
ihren Mitgliedern zum Beispiel Bonus-
punkte oder Bonusmeilen gut, wenn die-
se Dienstleistungen in Anspruch nehmen 
oder Waren erwerben. In diesem Zusam-

menhang stellte sich folgende Frage: Kann 
ein Einnahmen-Überschussrechner Be-
triebsausgaben geltend machen, wenn er 
für betrieblich veranlasste Flüge „Meilen 
einsetzt“, die er zuvor ebenfalls auf be-
trieblich veranlassten Flügen gesammelt 
hat? Das Finanzgericht Hessen hat einen 
Betriebsausgabenabzug verneint. Mangels 
Wertabfluss aus dem Betriebsvermögen 
führe die Inanspruchnahme der Bonusmei-
len zu keinen Betriebsausgaben. Eine den 
Gewinn mindernde Einlage nach § 4 Abs. 
1 Satz 8 EStG, die auch bei der Einnah-
men-Überschussrechnung zur Gewinnkor-
rektur führt, liege nicht vor (FG Hessen vom 
13.7.2021, (4/K/404/20). 

Praxistipp:
Die Richter haben zwar die Revision
wegen der grundsätzlichen Bedeutung
der Sache zugelassen. Diese ist aber
- soweit erkennbar - nicht eingelegt 
worden.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Gesetzgebung: Mindestlohn und 
geringfügige Beschäftigung

Zum 1. Oktober 2022 gilt in Deutschland 
ein gesetzlicher Mindestlohn von 12 Euro 
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brutto pro Stunde. Dies hat der Bundestag 
am 3. Juni 2022 beschlossen; der Bundes-
rat hat das Gesetz eine Woche später ge-
billigt. Zudem wurde die so genannte Mi-
nijob-Grenze zum 1. Oktober 2022 auf 520 
Euro angehoben. Genau genommen wurde 
die Grenze nun dynamisch ausgestaltet. 
Das heißt: Die Minijob-Grenze wird künftig 
berechnet, indem der Mindestlohn mit 130 
vervielfacht, durch drei geteilt und auf vol-
le Euro aufgerundet wird.

Ab dem 1. Oktober 2022 orientiert sich die 
Geringfügigkeitsgrenze an einer Wochenar-
beitszeit von 10 Stunden zum gesetzlichen 
Mindestlohn. Damit ergeben sich 520 Euro 
(12 Euro x 130 / 3). Dieser Maßstab gilt auch 
bei künftigen Mindestlohnerhöhungen; die 
Minijobgrenze wächst also mit. Überschrei-
tet der durchschnittliche Monatsverdienst 
die Minijob-Grenze, liegt kein Minijob mehr 
vor. 

Für eine geringfügige Beschäftigung ist es 
unschädlich, wenn die Geringfügigkeits-
grenze nur gelegentlich und unvorherseh-
bar überschritten wird. Ab dem 1. Okto-
ber 2022 werden die Möglichkeit und die 
Grenzen eines gelegentlichen und unvor-
hergesehenen Überschreitens der Gering-
fügigkeitsgrenze gesetzlich geregelt: „Ge-
legentlich“ ist dann ein unvorhersehbares 
Überschreiten bis zu zwei Kalendermona-
ten innerhalb eines Zeitjahres. Darüber 
hinaus darf die Überschreitung maximal 
520 Euro monatlich betragen, sodass auf 
Jahressicht ein maximaler Verdienst bis zur 
Höhe des 14-fachen der Minijob-Grenze 
möglich sein wird. Ein Minijobber darf also 
grundsätzlich 6.240 Euro über 12 Monate 
und in begründetem Ausnahmefall höchs-
tens 7.280 Euro im Jahr verdienen.

Praxistipp:
Die gesetzliche Festlegung des 
Mindestlohns weicht vom üblichen 
Erhöhungsverfahren ab. Eigentlich 
schlägt die so genannte Mindestlohn-
kommission, in der Gewerkschaften 
und Arbeitgeber vertreten sind, regel-
mäßig Anpassungen am Mindestlohn 
vor, die dann durch Rechtsverordnung 
umgesetzt werden. In 2022 lag der Min-
destlohn zunächst bei 9,82 Euro, zum 1. 
Juli ist er turnusmäßig auf  
10,45 Euro gestiegen. Einmalig zum 
Oktober 2022 wird er nun per Gesetz 
auf 12 Euro angehoben. Zukünftige 
Anpassungen werden dann wieder auf 
Vorschlag der Mindestlohnkommission 
erfolgen, heißt es in der amtlichen 
Begründung des Gesetzes.

Gesetzgebung: Erhöhung des Über-
gangsbereichs auf bis zu 1.600 Euro

Ein Gehalt oberhalb der Minijob-Grenze 
unterliegt zwar der Renten-, Arbeitslosen-, 
Kranken- und Pflegeversicherung, doch im 
Übergangsbereich (früher: Gleitzone) bis 
1.300 Euro werden die Sozialabgaben für 
die Arbeitnehmer von einer ermäßigten 
Bemessungsgrundlage berechnet - und 
zwar nach einer komplizierten Berech-
nungsformel. Für diese so genannten Mi-
dijobs gibt es zum 1. Oktober 2022 eine 
wichtige Änderung: Ab diesem Zeitpunkt 
liegt der Übergangsbereich zwischen 
520,01 Euro und 1.600 Euro, wobei sich der 
Beginn des Übergangsbereichs aufgrund 
der dynamischen Ausgestaltung der Mini-
job-Grenze kontinuierlich erhöhen wird. 

Um Midijobs - anstelle von Minijobs - at-
traktiver zu machen, sollen Arbeitnehmer 
im gesamten Übergangsbereich finanziell 
entlastet und Arbeitgeber dafür stärker 
belastet werden. Der Beitragssprung ober-
halb der Minijob-Schwelle wird abgeflacht. 
Das bedeutet: Der „Arbeitgeberbeitrag“ 
beträgt an der Geringfügigkeitsgrenze (520 
Euro) zunächst wie beim Minijob 28 Prozent 
und wird dann gleitend bis zur Obergrenze 
von 1.600 Euro auf den regulären Sozial-
versicherungsbeitrag von rund 20 Prozent 
abgeschmolzen. Der „Arbeitnehmerbei-
trag“ beträgt an der Geringfügigkeitsgren-
ze 0 Euro und steigt bis zur Obergrenze 
von 1.600 Euro linear auf den regulären 
Beitragssatz von rund 20 Prozent an. Dann 
ergibt sich der Arbeitgeberbeitrag als Dif-
ferenz aus dem Gesamtbeitrag und dem 
Arbeitnehmerbeitrag.

Praxistipp:
Für versicherungspflichtig Beschäftigte, 
für die am Tag vor Inkrafttreten des 
Gesetzes die Regelungen für den Über-
gangsbereich gelten und die ein regel-
mäßiges monatliches Arbeitsentgelt 
in Höhe von 450,01 Euro bis 520 Euro 
erzielen, gelten befristete Bestands-
schutzregelungen in der Kranken-, 
Pflege und Arbeitslosenversicherung. 
Diese Beschäftigten haben ein Options-
recht auf Befreiung von der Versiche-
rungspflicht. Diese Bestandschutzrege-
lungen gelten bis zum 31.12.2023.

Abfindung für Arbeitsplatzverlust: 
Vorsicht bei gestaffelter Auszahlung

Abfindungen für den Verlust des Arbeits-
platzes werden im Rahmen der so genann-
ten Fünftel-Regelung tarifermäßigt besteu-
ert. Voraussetzung für die Begünstigung ist 
aber, dass die Abfindung zusammengeballt 

in einem Jahr ausgezahlt wird. Von diesem 
Grundsatz gibt es nur wenige Ausnahmen. 
In einem aktuellen Fall hat der Bundesfi-
nanzhof eine solche Ausnahme nicht an-
erkannt und wie folgt entschieden: Wenn 
neben einer Abfindung eine so genannte 
Startprämie dafür geleistet wird, dass der 
Arbeitnehmer sein Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsverhältnis bei einer Trans-
fergesellschaft vorzeitig kündigt, weil er 
bei einem anderen Arbeitgeber ein neues 
Arbeitsverhältnis beginnt, so wird die Tari-
fermäßigung insgesamt verwehrt, wenn die 
beiden Auszahlungen in unterschiedlichen 
Veranlagungszeiträumen erfolgen (BFH-Ur-
teil vom 6.12.2021, IX R 10/21).

Der Sachverhalt: Das Arbeitsverhältnis des 
Klägers wurde aufgelöst und er wechselte 
in eine Transfergesellschaft. Im Aufhe-
bungsvertrag wurde vereinbart, dass ihm 
eine Abfindung in Höhe von 115.700 Euro 
zusteht. Darüber hinaus gab es ein ge-
staffeltes System von Zusatzabfindungen, 
die an bestimmte Bedingungen geknüpft 
waren. So sollte der Mitarbeiter eine Start-
prämie erhalten, sofern er ein Arbeitsver-
hältnis bei einem neuen Arbeitgeber an-
tritt und deshalb das Arbeitsverhältnis bei 
der Transfergesellschaft gekündigt oder 
ruhend gestellt wird. Tatsächlich trat er 
relativ frühzeitig eine neue Arbeitsstelle 
an. Letztlich erhielt er folgende Zahlun-
gen: 115.700 Euro brutto im Jahre 2015 und 
59.250 Euro brutto in 2016. Das Finanzamt 
unterwarf beide Beträge der tariflichen 
Einkommensteuer. Klage und Revision 
wurden zurückgewiesen. Begründung: Die 
Fünftel-Regelung ist trotz Zuflusses einer 
Abfindung in zwei verschiedenen Veran-
lagungszeiträumen ausnahmsweise auch 
dann anwendbar, wenn die ganz überwie-
gende Hauptleistung in einem Jahr und da-
neben nur eine geringfügige Teilleistung in 
einem anderen Jahr ausgezahlt wird. Eine 
Ausnahme vom Grundsatz der Zusammen-
ballung ist auch in solchen Fällen geboten, 
in denen - neben der Hauptentschädi-
gungsleistung - in späteren Veranlagungs-
zeiträumen aus Gründen der sozialen 
Fürsorge für eine gewisse Übergangszeit 
Entschädigungszusatzleistungen gewährt 
werden. Solche Ausnahmefälle lagen hier 
aber nicht vor. Schon angesichts der Höhe 
der Zusatzabfindung und der Startprämie 
scheidet die Annahme unschädlicher ge-
ringfügiger Teilleistungen aus.

Immobilienbesitzer

Grunderwerbsteuer: Förderung für 
Eigenheimkäufe in Nordrhein-Westfalen

Wer in Nordrhein-Westfalen eine Immobi-
lie erwirbt, muss eine Grunderwerbsteuer 
in Höhe von 6,5 Prozent des Kaufpreises 
zahlen. Immerhin gibt es nun eine Förde-
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rung: Für Kaufverträge über Eigenheime, 
die in 2022 beurkundet werden, kann ein 
Zuschuss in Höhe von 2 Prozent der Be-
messungsgrundlage beantragt werden, 
und zwar bei der NRW.Bank über das Pro-
gramm NRW.Zuschuss Wohneigentum. Die 
NRW.Bank ist die Förderbank des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

Das Förderprogramm richtet sich aus-
schließlich an natürliche Personen, die in 
Nordrhein-Westfalen im Jahr 2022 selbst-
genutztes Wohneigentum oder Bauland zur 
Bebauung mit einer selbstgenutzten Woh-
nimmobilie erworben haben bzw. erwer-
ben. Die Förderung durch NRW.Zuschuss 
Wohneigentum ist entsprechend einer 
Stichtagsregelung nur für notariell beur-
kundete Kaufverträge mit Datum zwischen 
dem 1. Januar 2022 und 31. Dezember 2022 
möglich. Entscheidend ist also der Tag der 
Beurkundung. Bei Erwerb im Rahmen eines 
Zwangsversteigerungsverfahrens kommt 
es auf den rechtskräftigen Zuschlagsbe-
schluss an.

Es gilt ein fester Fördersatz von 2 Prozent 
des auf die wohnwirtschaftliche Selbstnut-
zung entfallenden notariell beurkundeten 
Kaufpreises, jedoch maximal 10.000 Euro. 
Das heißt: Nur die ersten 500.000 Euro 
eines Kaufpreises werden gefördert. Die 
Antragstellung soll ab dem 30. August 2022 
möglich sein. Anträge für Erwerbsvorgän-
ge im Jahr 2022 können vorbehaltlich der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
bis zum 30. Juni 2023 gestellt werden. Die 
Antragstellung kann ausschließlich über 
das Onlineportal der NRW.BANK erfolgen 
(Quelle: NRW.Bank).

Praxistipp:
Einzelheiten zur Förderung und einen 
Fragen-Antworten-Katalog finden Sie 
auf der Internetseite der NRW.Bank: 
https://www.nrwbank.de/de/privatper-
sonen/zuschuss-wohneigentum/

Projektcontrolling: Bei Finanzierungszu-
sammenhang sofort abziehbare Kosten

Wer ein Darlehen für die Finanzierung ei-
ner vermieteten Immobilie aufnimmt, darf 
die Schuldzinsen üblicherweise im Jahr der 
Zahlung in voller Höhe steuerlich abziehen. 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
hingegen sind nur im Wege der Absetzung 
für Abnutzung (AfA) zu berücksichtigen. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ist 
der Begriff der Schuldzinsen weit zu ver-
stehen. So können hierunter auch Kosten 
für ein Projektcontrolling fallen. Das ist der 
Fall, wenn sie als Finanzierungskosten zu 
beurteilen sind, weil die Auszahlung der 

Darlehensraten durch die Bank davon ab-
hängt, dass im Rahmen des Controllings 
für die Bank relevante Unterlagen vorbe-
reitet und Controlling-Reports erstellt wer-
den (BFH-Urteil vom 6.12.2021, IX R 8/21).

Der Sachverhalt: Die Kläger errichteten vier 
Mehrfamilienhäuser. Die Bank erteilte eine 
Darlehenszusage über insgesamt 2 Mio. 
Euro, verlangte aber ein Projektcontrolling. 
Dieses wurde auch in Auftrag gegeben. Es 
umfasste unter anderem eine Beratung 
zur Baukostenplanung, die Überprüfung 
der Fortführung der Kostenverfolgung und 
Bauzeitplanung sowie deren Einhaltung 
und regelmäßige Baubegehungen. In ih-
ren Einkommensteuererklärungen mach-
ten die Kläger die Kosten für das Projekt-
controlling in Höhe von insgesamt über 
100.000 Euro als sofort abzugsfähige Fi-
nanzierungskosten geltend. Das Finanzamt 
war hingegen der Auffassung, dass es sich 
um Herstellungskosten handele, die nur 
im Wege der AfA zu berücksichtigen seien. 
Doch die hiergegen gerichtete Klage hatte 
Erfolg und der BFH hat der Vorinstanz im 
Ergebnis zugestimmt. Die streitigen Auf-
wendungen für das Projektcontrolling sind 
sofort abziehbare Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung.

Begründung: Der Begriff der Schuldzinsen 
ist nicht in einem zivilrechtlichen (engen) 
Sinne zu verstehen, sondern weit aus-
zulegen. Hierunter fallen sämtliche Auf-
wendungen zur Erlangung oder Sicherung 
eines Kredits. Dazu gehören auch die Ne-
benkosten der Darlehensaufnahme ein-
schließlich der Geldbeschaffungskosten. 
Danach sind etwa Aufwendungen für eine 
Wirtschaftlichkeitsberechnung als Schuld-
zinsen im weiteren Sinne abziehbar, soweit 
diese Finanzierungszwecken - und nicht 
der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit des 
Herstellungsvorgangs - dient. Zwar rech-
nen Aufwendungen der Baubetreuung, so-
weit es sich um Kosten der Verwaltung im 
Herstellungsbereich handelt, zu den Her-
stellungskosten. Und auch Aufwendungen 
für die Aufstellung eines Geldbedarfs- und 
Zahlungsplans, der der Koordination des 
Zahlungsverkehrs für das gesamte Baupro-
jekt dient, können Herstellungskosten sein. 
Doch im Urteilsfall trat dies in den Hinter-
grund, denn ohne das Projektcontrolling 
hätte die Bank die Finanzierung nicht be-
reitgestellt. Dies reiche zur Begründung 
des erforderlichen Zusammenhangs mit 
der Finanzierung des Objekts aus.

Grundstücksverkauf: Option zur Umsatz-
steuer nur im ersten Notarvertrag gültig

Beim Verkauf einer Immobilie zwischen 
Unternehmern mit umsatzsteuerpflichti-
gen Umsätzen wird zuweilen auf die Um-
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satzsteuerfreiheit verzichtet. Das heißt, der 
Veräußerer optiert zur Umsatzsteuerpflicht 
für das Grundstücksgeschäft. Manchmal 
stellt sich aber erst nach Unterzeichnung 
des notariellen Kaufvertrages heraus, dass 
der Immobilienverkauf mit Ausweis von 
Umsatzsteuer hätte erfolgen sollen, doch 
tatsächlich haben die Vertragsparteien 
eine umsatzsteuerfreie Veräußerung ver-
einbart. Kann die Option dann nachträglich 
erfolgen? Leider nein. Der Bundesfinanzhof 
hat bestätigt, dass die Option zur Umsatz-
steuerpflicht nur im ursprünglichen Notar-
vertrag erklärt werden kann, den Verkäufer 
und Käufer unterzeichnen. Eine Ausnahme 
gilt nur im Falle einer Zwangsversteigerung 
(BFH-Beschluss vom 25.1.2022, XI B 60/20). 

Der BFH hatte bereits mit Urteil vom 
21.10.2015 (XI R 40/13) entschieden, dass 
der Verzicht auf die Umsatzsteuerbefrei-
ung für die  Lieferung eines Grundstücks 
- außerhalb eines Zwangsversteigerungs-
verfahrens - nur in dem originären Notar-
vertrag erklärt werden kann. Eine spätere 
Option ist also unwirksam, auch wenn sie 
notariell beurkundet wird. Das Gesagte gilt 
selbst dann, wenn die nachträgliche Opti-
on zur Umsatzsteuerpflicht zwischen den 
Vertragsbeteiligten einvernehmlich erfol-
gen und keine Gefahr von Steuerausfällen 
bestehen würde. 

 Alle Steuerzahler

Kinderfreibetrag: Bei zusammenleben-
den Eltern keine Übertragung möglich

Der steuerliche Kinderfreibetrag steht 
grundsätzlich beiden Elternteilen jeweils 
zur Hälfte zu. Bei getrennt lebenden Eltern-
teilen erhält also jeder den halben Kinder-
freibetrag. Der halbe Kinderfreibetrag wird 
aber auf Antrag dann übertragen, wenn der 
barunterhaltspflichtige Elternteil seiner 
Unterhaltsverpflichtung nicht im Wesentli-
chen nachkommt oder mangels Leistungs-
fähigkeit nicht unterhaltspflichtig ist. Eine 
Übertragung scheidet hingegen aus, wenn 
Unterhaltsleistungen nach dem Unter-
haltsvorschussgesetz gezahlt werden. 

Eine Übertragung des halben Kinderfreibe-
trages ist dann unzulässig, wenn nicht mit-
einander verheiratete Eltern zusammen in 
einem Haushalt leben. Dies gilt auch in den 
Fällen, in denen einer der beiden Eltern-
teile recht wenig verdient und der andere 
Elternteil - in finanzieller Hinsicht - fast 
allein für den Unterhalt des Kindes auf-
kommt. Denn bei der Frage, ob Mutter oder 
Vater ihrer Unterhaltspflicht nachkommen, 
darf nicht nur auf das rein Finanzielle ab-
gestellt werden. Ein Elternteil, der ein min-
derjähriges unverheiratetes Kind betreut, 
erfüllt seine Verpflichtung, zum Unterhalt 
des Kindes beizutragen, in der Regel durch 
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die Pflege und Erziehung des Kindes - so 
der BFH mit Urteil vom 15.12.2021 (III R 
24/20).

Der Sachverhalt: 

Die Mutter, die beiden Kinder und deren 
Vater lebten in den Streitjahren in einem 
gemeinsamen Haushalt. Die Eltern waren 
nicht miteinander verheiratet. Der Vater 
erzielte damals Einkünfte in Höhe von ca. 
10.000 Euro. Der Gesamtbetrag der Ein-
künfte der Mutter hingegen lag in den 
Streitjahren zwischen 72.000 Euro und  
77.000 Euro. Das Finanzamt berücksichtig-
te bei der Mutter jeweils die halben Kin-
derfreibeträge. Diese war hingegen der 
Ansicht, dass ihr die vollen Freibeträge 
zustünden. Sie habe Anspruch auf Übertra-
gung der hälftigen Freibeträge des Kinds-
vaters, weil dieser seiner Unterhaltspflicht 
nicht zu mindestens 75 Prozent nachge-
kommen sei. Klage und Revision blieben 
jedoch ohne Erfolg. Die Begründung des 
BFH: Der Vater sei seiner Unterhaltsver-
pflichtung über die Betreuung der Kinder 
in vollem Umfang nachgekommen. Der von 
ihm geleistete Betreuungsunterhalt sei 
auch nicht etwa zu monetarisieren und ins 
Verhältnis zu den von der Mutter erbrach-
ten Beiträgen zu setzen. 

Praxistipp:
Eine andere Beurteilung hätte sich 
eventuell ergeben können, wenn der 
Vater seiner Betreuungspflicht krank-
heitsbedingt nicht nachkommen konn-
te. Über diesen speziellen Fall musste 
der BFH aber nicht entscheiden.

Erbschaftsteuer: Kein höherer Freibe-
trag bei Erbverzicht der Eltern

Eine Erbschaft von Großvater oder Groß-
mutter bleibt bis zu einem Betrag von 

200.000 Euro steuerfrei. Etwas anderes 
gilt, wenn Vater oder Mutter bereits ver-
storben sind. Dann wird ein Freibetrag 
von 400.000 Euro gewährt. Die Erbschaft 
wird dann steuerlich so behandelt, als 
wenn eine Übertragung auf ein Kind 
und nicht auf ein Enkelkind erfolgt wäre  
(§ 16 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG). Der höhere Freibe-
trag wird aber nicht bei einem Erbverzicht 
der Elterngeneration gewährt. So hat das 
Niedersächsische Finanzgericht mit Urteil 
vom 28.2.2022 (3 K 176/21) entschieden.

Der Sachverhalt: Der Kläger beerbte seinen 
Großvater gemäß testamentarischer Ver-
fügung. Der Großvater hatte mit dem Vater 
des Klägers Jahre zuvor einen Erbverzichts-
vertrag geschlossen. Hintergrund war eine 
drohende Überschuldung des Vaters. Mit 
der Erbschaftsteuererklärung beantragte 
der Kläger, aufgrund der durch den Erbver-
zicht ausgelösten „Vorversterbensfiktion“ 
in die Erbschaftsteuerklasse I Nr. 2 mit ei-
nem Freibetrag von 400.000 Euro eingeord-
net zu werden. Dem folgte das Finanzamt 
nicht und berücksichtigte lediglich einen 
Freibetrag von 200.000 Euro, da der Vater 
des Klägers tatsächlich nicht vorverstor-
ben war. Einspruch und Klage blieben ohne 
Erfolg. Begründung: Zunächst ist zu be-
rücksichtigen, dass das Enkelkind nicht im 
Wege der gesetzlichen Erbfolge, sondern 
aufgrund einer testamentarischen Verfü-
gung des Erblassers zum Erben geworden 
ist. Zudem gilt: Nach dem Wortlaut von § 16  
Abs. 1 Nr. 2 ErbStG steht der Freibetrag von 
400.000 Euro Kindern vorverstorbener 
Kinder zu. Er beschränkt sich nur auf tat-
sächlich vorverstorbene Kinder eines Er-
blassers. Dieser Tatbestand ist vorliegend 
nicht erfüllt.

Praxistipp:
Das Finanzgericht hat die Revision 
zugelassen. Ob diese tatsächlich einge-
legt worden ist, ist noch nicht bekannt.

Familienversicherung: Einkommens-
grenze steigt auf 520 Euro

Familienangehörige sind unter bestimm-
ten Bedingungen beitragsfrei in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung mitversichert. 
Die Familienversicherung setzt aber unter 
anderem voraus, dass das Gesamteinkom-
men des Familienangehörigen einen be-
stimmten Betrag nicht überschreitet. 

Konkret: 

Er darf „kein Gesamteinkommen haben, 
das regelmäßig im Monat ein Siebtel der 
monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
überschreitet“.  

Derzeit beträgt diese Einkommensgrenze 
470 Euro monatlich. Aufgrund der Erhö-
hung der Minijob-Grenze auf 520 Euro zum 
1. Oktober 2022 wurde allerdings auch die 
Grenze für die Familienversicherung ange-
passt. Der Gesetzgeber verfügt in § 10 Abs. 
1 Nr. 5 SGB V, dass ein regelmäßiges mo-
natliches Gesamteinkommen bis zur Ge-
ringfügigkeitsgrenze zulässig ist. Ab dem 
1. Oktober 2022 ist folglich ein monatliches 
Gesamteinkommen bis zu 520 Euro für die 
Familienversicherung unschädlich („Gesetz 
zur Erhöhung des Schutzes durch den ge-
setzlichen Mindestlohn und zu Änderun-
gen im Bereich der geringfügigen Beschäf-
tigung“).

Praxistipp:
Nicht ganz klar ist, wie oft die Grenze 
überschritten werden darf, ohne dass 
die Familienversicherung gefährdet 
ist. Sie sollten aber davon ausgehen, 
dass entsprechend der Neuregelung zu 
den Minijobs wohl nur ein zweimaliges 
Überschreiten pro Jahr (mit jeweils 
maximal 520 Euro) erlaubt ist. Die Sozi-
alversicherungsträger werden zu dieser 
Frage sicherlich noch Stellung nehmen.
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